
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
             
                      Stefan Winheller 
                         
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
  
 

 
 
 
 
 
 

N O N P R O F I T R E C H T   
A K T U E L L -  N P R  

WINHELLER 
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 

Europa-Allee 22 
60327 Frankfurt am Main  

Tel.: +49 (0)69 76 75 77 80  
Fax: +49 (0)69 76 75 77 810  

E-Mail:    info@winheller.com 
Internet:  www.winheller.com 

         twitter.com/Nonprofitrecht 

 

Frankfurt | Karlsruhe | Berlin 
Hamburg | München   

 

A U S G A B E  1 0 . 2 0 1 4  
W I N H E L L E R  M A N D A N T E N - N E W S L E T T E R   

Sehr verehrte Mandantin,  
sehr verehrter Mandant,  
 
unser Mandanten-Newsletter Nonprofitrecht aktuell (NPR) enthält wieder aktuelle rechtli-
che und steuerrechtliche Hinweise für Ihre Nonprofit-Organisation.  
 
Sicherlich können Sie die eine oder andere Entscheidung auch in Ihre persönliche Pla-
nung mit einbeziehen. Bei Rückfragen stehen wir Ihnen jederzeit gerne mit Rat und Tat 
zur Seite. Wir freuen uns, wenn wir Ihnen und Ihrer Organisation durch kluge und pra-
xisnahe rechtliche und steuerliche Gestaltungen Vorteile vor Ihren Wettbewerbern ver-
schaffen können. 
 
Erlauben Sie uns – wie immer – den kurzen Hinweis, dass der Newsletter nur Ihrer 
grundlegenden Information dient und keine individuelle Rechtsberatung im Einzelfall 
ersetzt. Eine Haftung kann daher trotz sorgfältiger Bearbeitung nicht übernommen wer-
den. 
 
Wir wünschen Ihnen viel Spaß bei der Lektüre! 
 
Mit besten Grüßen  

 
Stefan Winheller, LL.M. Tax (USA) 
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht 

 

GEMEINNÜTZIGKEITSRECHT 
 

BMF zum Begriff des Ehrenamts im Sinne des § 4 Nr. 
26 UStG 

  
Nachdem mehrere Verbände Unsicherheiten hinsichtlich der Umsatzsteuer-
befreiung für ehrenamtliche Betätigungen geäußert hatten, hat das Bundesmi-
nisterium der Finanzen (BMF) mit Schreiben vom 29. August 2014 nun die gefor-
derten Klarstellungen geliefert.  
 
Nach § 4 Nr. 26 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) sind Umsätze aus ehrenamtlicher 
Tätigkeit von der Umsatzsteuer befreit. Nach der Definition des Bundesfinanzhofes 
(BFH) gehören zur ehrenamtlichen Tätigkeit alle Aktivitäten, die in einem anderen Gesetz 
als dem UStG ausdrücklich als solche bezeichnet werden und die nach dem allgemeinen 
Sprachgebrauch als ehrenamtlich gelten. Darunter fallen dem BFH zufolge auch solche 
Tätigkeiten, die vom materiellen Begriff der Ehrenamtlichkeit erfasst werden, sich also 
dadurch auszeichnen, dass ihnen eigennütziges Erwerbsstreben fehlt, die Tätigkeit nicht 
hauptberuflich und für eine fremdnützig bestimmte Einrichtung ausgeübt wird. Das BMF 
teilt hierzu ergänzend mit, dass auch in den beiden zuerst genannten Fällen stets eine 
Überprüfung anhand der materiellen Kriterien der Ehrenamtlichkeit erforderlich sei.  
 
Werden nur pauschale Aufwandsentschädigungen für die ehrenamtliche Tätigkeit be-
zahlt, sei es, so das BMF, für die Steuerbefreiung ausreichend, wenn in einem Vertrag, 
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einer Satzung oder in einem Gremienbeschluss festgehal-
ten werde, wie viele Stunden der Ehrenamtliche durch-
schnittlich pro Woche oder Monat für die Einrichtung tätig 
ist. Diese Vereinbarungen müssten auch nicht etwa in ein 
und demselben Dokument stehen. Wichtig sei nur, dass 
sich aus der Höhe der Pauschale und dem voraussichtli-
chen Zeitaufwand ergebe, dass die Grenzen von 50 Euro 
pro Stunde bzw. 17.500 Euro pro Jahr nicht überschritten 
werden. Um den Finanzbehörden den tatsächlichen Zeit-
aufwand glaubhaft zu machen, müsse auch nicht jede 
einzelne Stunde nachgewiesen werden. Es sei ausrei-
chend, wenn der ehrenamtlich Tätige die Häufigkeit und 
durchschnittliche Dauer seiner Einsätze benenne, heißt es 
seitens des BMF. Dabei sei die Stundenzahl zwar nicht 
beschränkt. Die Tätigkeit dürfe aber nicht zum Hauptberuf 
werden. Auch wenn der ehrenamtlich Tätige schon einen 
Hauptberuf habe, könne das Finanzamt trotzdem prüfen, 
ob die ehrenamtliche Tätigkeit daneben eine weitere 
hauptberufliche Beschäftigung begründet, so das BMF.  
 

 BMF, Schreiben v. 29.08.2014 – Az. IV D 3-S 
7185/09/10001-04, 2014/0762143 

 
 

 
 

Privater Schwimmunterricht kann 
umsatzsteuerfrei sein 

 
 
 

Nach der europäischen Mehrwertsteuersystemrichtli-
nie kann der von Privatlehrern erteilte Schul- und 
Hoch-schulunterricht von der Mehrwertsteuer befreit 
werden. Dies gilt auch für Schwimmunterricht, solan-
ge der Unterricht tatsächlich dem Schwimmenlernen 
dient. Das hat der Bundesfinanzhof (BFH) in seinem 
Urteil vom 5. Juni 2014 entschieden.  
 
Geklagt hatte ein Schwimmlehrer, der zusammen mit 
Physiotherapeuten verschiedene Schwimmkurse anbot, 
darunter: Baby-, Kleinkinder- und Erwachsenenschwimm-
kurse. Auch Wassergymnastik und Aquajogging standen 
auf dem Programm. Für seine Kurse mietete der Kläger 
kommunale Hallenbäder stundenweise an und die Teil-
nehmer zahlten eine Kursgebühr. Das beklagte Finanzamt 
ging davon aus, dass der Kläger damit umsatzsteuerpflich-
tige Leistungen erbrachte und erließ entsprechende Um-
satzsteuerbescheide. 
 

Der BFH urteilte, dass die Leistungen des Schwimmleh-
rers nach den nationalen Vorschriften zwar nicht von der 
Steuer befreit seien. Der Kläger konnte sich aber auf das 
Unionsrecht berufen: Nach Art. 132 Abs. 1 j der europäi-
schen Mehr-wertsteuersystemrichtlinie ist nämlich der von 
Privatlehrern erteilte Schul- oder Hochschulunterricht von 
der Mehrwertsteuer befreit. Der Begriff des Schulunter-
richts erfasse der Rechtsprechung des EuGH zufolge aber 
nicht nur den Unterricht, der eine Ausbildung im Hinblick 
auf die Ausübung einer Berufstätigkeit vermittelt. Der 
Begriff schließe vielmehr auch andere Tätigkeiten ein, die 
dazu dienen, Kenntnisse und Fähigkeiten von Schülern zu 
entwickeln. Die Tätigkeit dürfe nur nicht den Charakter 
einer Freizeitgestaltung annehmen.  
 

Unter diesen Voraussetzungen konnte der „klassische“ 
Schwimmunterricht im vorliegenden Fall von der Umsatz-
steuer befreit werden. Hierfür bestehe ein hohes Gemein-
wohlinteresse, urteilte der BFH. Die Babyschwimm- und 

Aqua-Fitnesskurse hätten dagegen eher den Charakter 
einer Freizeitaktivität und seien daher nicht von der Um-
satzsteuer befreit.  
 

 BFH, Urteil v. 05.06.2014 – Az. V R 19/13 
 
 

 
 

Ausgabe von Presseausweisen 
begründet wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb 

 
 
 

Gibt ein Berufsverband von Zeitungsverlegern gegen 
Entgelt Presseausweise an Journalisten aus, die nicht 
bei einem seiner Verbandsmitglieder beschäftigt sind, 
unterhält der Berufsverband insoweit einen wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieb, der nicht von der Körper-
schaftsteuer befreit ist. Das hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) mit Urteil vom 7. Mai 2014 entschieden. 
 
Journalisten können bei dem betreffenden Berufsverband 
jedes Jahr einen Presseausweis beantragen, der ihnen 
dann gegen Zahlung von 60 Euro zugesandt wird. Presse-
ausweise sollen den Behörden die Überprüfung erleich-
tern, wer tatsächlich bei der Presse tätig ist. Mit dem Aus-
weis haben Journalisten beispielsweise bevorzugten Zu- 
und Eintritt bei verschiedenen Behörden und Einrichtun-
gen und müssen nicht erst lange anstehen.  

 
Ein Presseausweis für 60 Euro – begründet dies einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb? Das Finanzamt war 
davon überzeugt und stützte sich auf § 5 Abs. 1 Nr. 5 des 
Körperschaftsteuergesetzes (KStG). Dessen Satz 1 befreit 
einen Berufsverband ohne öffentlich-rechtlichen Charakter 
zwar von der Körperschaftsteuer. Nach Satz 2 Buchst. a) 
der Vor-schrift ist die Steuerbefreiung aber ausgeschlos-
sen, soweit der Berufsverband einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb unterhält.   

 
Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb kennzeichnet den 
Bereich eines Berufsverbands, in dem dieser gemäß § 14 
der Abgabenordnung (AO) durch selbständige und nach-
haltige Tätigkeiten Einnahmen oder andere wirtschaftliche 
Vorteile erzielt (siehe näher zur Abgrenzung der einzelnen 
Vermögenssphären von Nonprofit-Organisationen NPR 
2013, 11 f. und NPR 2014, 56). Erzielt der Verband also 
durch seine unternehmerischen Betätigungen Einnahmen, 
begründet er damit einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
und die Steuerbefreiung entfällt. Denn das Gesetz gewährt 
einem Verband nur insoweit Steuervorteile, als er sich 
uneigennützig für die Vertretung der Interessen seiner 
Mitglieder engagiert, nicht aber, soweit sich ein Verband 
wirtschaftlich im Wettbewerb mit anderen steuerpflichtigen 
Marktteilnehmern betätigt.    

 
Der BFH folgte in seinem Urteil den Argumenten des 
Finanzamtes. In seiner Begründung stützte sich das Ge-
richt insbe-sondere auf die Auslegung des Merkmals 
„selbständig“ im Sinne des § 14 AO. Selbständig bedeute, 
so der BFH, dass sich die Tätigkeit klar vom steuerbe-
günstigten Wirkungsbereich des Verbandes abgrenzen 
lasse. Und genau dies sei bei der Ausgabe von Presse-
ausweisen zu bejahen. Mit der übrigen Verbandstätigkeit 
habe die Ausgabe von Presseausweisen nämlich nichts zu 
tun. Die Aufgabe eines Berufsverbandes bestehe darin, 

http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/BMF_Schreiben_29.8.2014.pdf
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/BMF_Schreiben_29.8.2014.pdf
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/BFH__Urteil_vom_5.6.2014__V_R_19-13.pdf
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/Nonprofitrecht_aktuell_02-2013.pdf
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/Nonprofitrecht_aktuell_02-2013.pdf
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Nonprofitrecht_aktuell_07-2014.pdf
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die aus der beruflichen Tätigkeit erwachsenden ideellen 
oder wirtschaftlichen Interessen des Berufsstandes zu 
vertreten. Dass ein Berufsverband von Zeitungsverlegern 
seine eigentliche Verbandstätigkeit nur ausüben könne, 
wenn er auch Presseausweise ausgibt, sei nicht ersicht-
lich. Und auch umgekehrt bestehe kein Anhaltspunkt 
dafür, dass Presseausweise zwingend nur durch steuerlich 
begünstigte Berufsverbände ausgegeben werden könnten. 
Allein der Umstand, dass die Ausgabe der Presseauswei-
se dem steuerbegünstigten Verbandszweck dienlich sein 
könnte, genügte nach Auffassung des BFH jedenfalls 
nicht, um sie als unselbständigen Teil der Verbandstätig-
keit einzustufen.  

 
HINWEIS: Sowohl die Vorinstanz als auch Teile der Litera-
tur definieren die Selbständigkeit gemäß § 14 AO anders. 
Die Vorinstanz legt das Merkmal „wirkungsorientiert“ und 
„tätigkeitsbezogen“ aus. Das sei gegenüber der rein orga-
nisatorischen Perspektive – wie sie der BFH einnimmt – 
vorzugswürdig. Andere verstehen unter Selbständigkeit 
eine persönliche Selbständigkeit im Sinne des Einkom-
mensteuerrechts. Demnach dürfe die Tätigkeit nur auf 
eigene Gefahr und frei von Weisungen Dritter ausgeübt 
werden, wenn sie als selbständig gelten soll. Da im zu 
entscheidenden Fall sämtliche Definitionsversuche zum 
gleichen Ergebnis, nämlich zur Bejahung der Selbständig-
keit und damit eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs, kamen, musste sich der BFH mit den 
abweichenden Meinungen allerdings nicht weiter ausei-
nandersetzen.  

 

 BFH, Urteil v. 07.05.2014 – Az. I R 65/12 
 

 
 

Maecenata-Stiftung: Neue Info-
Plattform für bürgerschaftliches 
Engagement 

 
 
 

„Zivilgesellschaft Info“ ist eine neue Online-Plattform, 
die sich speziell an die Medien richtet. Sie will den 
journalistischen Austausch zu Forschung, Politik und 
Praxis von Zivilgesellschaft und Bürgerengagement 
fördern. 

 
Von der Maecenata-Stiftung lanciert, bietet die Seite 
http://www.zg-info.maecenata.eu/ beispielsweise eine 
Liste unabhängiger Experten zu Fachthemen der Zivilge-
sellschaft an, die Journalisten als Gesprächspartner zur 
Verfügung stehen. Eine Datenbank listet über 18.000 
rechtsfähige Stiftungen auf. Eine andere Datenbank veröf-
fentlicht Forschungsprojekte aus der Forschung zur Zivil-
gesellschaft. Darüber hinaus kann man sich über aktuelle 
Debatten aus dem Nonprofit-Sektor informieren. Mithilfe 
dieser Instrumente soll ein kritischer Mediendiskurs zur 
Zivilgesellschaft angekurbelt werden. 
 

 Pressemitteilung der Maecenata-Stiftung v. 05.09.2014 
 

 
 
STIFTUNGSRECHT 
 

Kein erhöhter Spendenabzug für Spenden an Verbrauchsstiftungen 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat sich in einem Schreiben vom 15. September 2014 kurz und knapp 
zur Anwendung von § 10b Abs. 1 a des Einkommensteuergesetzes (EStG) im Fall von Verbrauchsstiftungen geäu-
ßert. Spenden an eine Verbrauchsstiftung sind demnach nicht nach dieser Vorschrift, sondern nach § 10b Abs. 1 
EStG zu behandeln. 
 
Nach § 10b Abs. 1 a EStG können Spenden zur Förde-
rung steuerbegünstigter Zwecke in das zu erhaltende 
Vermögen einer Stiftung auf Antrag des Steuerpflichtigen 
über einen 10-Jahreszeitraum verteilt bis zu einem Ge-
samtbetrag von 1 Mio. Euro und bei Ehegatten sogar bis 
zu einem Gesamtbetrag von 2 Mio. Euro als Sonderaus-
gaben steuerlich geltend gemacht werden.   

 
Das BMF stellt klar, dass zum zu erhaltenden Vermögen 
einer Stiftung insbesondere Vermögenswerte zählen, die 
einer Stiftung anlässlich ihrer Errichtung zugewendet 
werden und die nicht zum Verbrauch bestimmt sind. Da-
neben zählen auch Zustiftungen zum zu erhaltenden Ver-
mögen, also Zuwendungen, die nach der Errichtung einer 
Stiftung getätigt werden und mit der ausdrücklichen Be-
stimmung versehen sind, dass sie in das Vermögen der 
Stiftung fließen sollen. Entscheidend für die Qualifizierung 
einer Zuwendung als „Spende in das zu erhaltende Ver-
mögen einer Stiftung“ sei also immer die Zweckbestim-
mung zur dauerhaften Ausstattung bzw. Erhöhung des 
Stiftungsvermögens, so das BMF.  

Die Definition, was als „Spende in das zu erhaltende Ver-
mögen einer Stiftung“ gilt, ist deshalb wichtig, weil § 10b 
Abs. 1 a Satz 2 EStG vorschreibt, dass Spenden in das 
verbrauchbare Vermögen einer Stiftung nach § 10b Abs. 
1a EStG nicht abzugsfähig sind. Verbrauchsstiftungen 
verfügen nicht über zu erhaltendes Vermögen, da das 
Vermögen der Stiftung gerade zum Verbrauch innerhalb 
eines vorgegeben Zeitraums bestimmt ist. Spenden in das 
Vermögen einer Ver-brauchsstiftung sind daher nur nach 
den allgemeinen Grundsätzen des § 10b Abs. 1 EStG zu 
behandeln. Nach dieser Vorschrift können Spenden nur 
bis zu einer Höhe von insgesamt 20 Prozent des Gesamt-
betrags der Einkünfte als Son-derausgaben abgezogen 
werden bzw. bis zu einer Höhe von 4 Promille der Summe 
der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr aufge-
wendeten Löhne und Gehälter.  
 
HINWEIS: Die Verbrauchsstiftung hat erst kürzlich – mit 
dem Gesetz zur Stärkung des Ehrenamtes – eine gesetzli-
che Grundlage erhalten (siehe NPR 2013, 17). Seither ist 
diese Stiftungsart explizit in § 80 Abs. 2 BGB geregelt. 

http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/BFH__Urteil_vom_7.5.2014__I_R_65-12.pdf
http://www.zg-info.maecenata.eu/
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/PM_Start_von_Zivilgesellschaft_Info__05_09_2014.pdf
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/Nonprofitrecht_aktuell_03-2013.pdf


 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

85 NONPROFITRECHT aktuell 10.2014 

Damit sie als Stiftung anerkannt werden kann, muss sie für 
mindestens zehn Jahre bestehen. Die Zweckverwirkli-
chung der Stiftung muss für diesen Zeitraum gesichert 
sein. Das heißt, dass das Vermögen frühestens im zehn-
ten Jahr vollständig verbraucht werden darf. Ist der Zweck 
erreicht und das Geld verbraucht, hört die Stiftung auf zu 
existieren. Damit ist die Verbrauchsstiftung insbesondere 
für Stifter interessant, die über einen überschaubaren 
Zeitraum hinweg Gutes tun wollen und ihr Vermögen nicht 
bis in alle Ewigkeit einem bestimmten Zweck widmen

möchten. Häufig bietet sich eine Verbrauchsstiftung auch 
bei kleineren Stiftungsvermögen an: im Rahmen einer auf 
ewig angelegten Stiftung wären die zu erzielenden Erträge 
nämlich zu niedrig für eine nachhaltige und effektive 
Zweckverwirklichung. 
 

 BMF, Schreiben v. 15.09.2014 – Az. IV C 4-S 
2223/07/0006:005, 2014/0761691 

 
 

 

 
 

 

VEREINSRECHT 
 
„Kirchenstatus“ für Religionsgemeinschaften: NRW verabschiedet erstes 
Gesetz zur Verleihung von Körperschaftsrechten  
 
Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat in seiner Plenarsitzung vom 10. September 2014 ein neues Körper-
schaftsstatusgesetz verabschiedet. Es regelt die Verleihung und die Aberkennung von Körperschaftsrechten an 
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften. Damit ist Nordrhein-Westfalen das erste Bundesland, das über-
haupt eine einfachgesetzliche Regelung dazu trifft. Das neue Gesetz wird von vielen begrüßt; es hat aber auch Kri-
tiker auf den Plan gerufen, die die Begründung von Körperschaften „zweiter Klasse“ befürchten.  
 
Über Art. 137 Abs. 5 Satz 2 der Weimarer Reichsverfas-
sung, der gemäß Art. 140 GG Bestandteil des Grundge-
setzes ist, können Religionsgemeinschaften beantragen, 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts zu werden. Der 
Status „Körperschaft des öffentlichen Rechts“ soll Glau-
bensgemeinschaften als Mittel zur Entfaltung ihrer Religi-
onsfreiheit dienen und gleichzeitig ihre Unabhängigkeit 
und Eigenständigkeit absichern (NPR 2013, 57 ff).  
 
Einfachgesetzliche Regelungen, die die vom Grundgesetz 
vorgesehene Verleihung der Körperschaftsrechte regeln, 
gab es bisher allerdings nicht – mit einer Ausnahme: In 
Nordrhein-Westfalen existiert ein Gesetz über die jüdi-
schen Kultusgemeinden aus dem Jahr 1951. Das neue 
Körperschaftsstatusgesetz, das mit großer Mehrheit ver-
abschiedet wurde, soll nun einheitliche Regelungen für 
sämtliche Religions- und Weltanschauungsgemeinschaf-
ten zur Verfügung stellen. Das Land müsse „ein brauchba-
res Handwerkszeug für Reaktions- und Gestaltungsmög-
lichkeiten an die Hand“ bekommen, heißt es im Geset-
zesentwurf.  
 
Die Verleihung des Körperschaftsstatus in den Paragra-
phen 1 und 2 des neuen Gesetzes orientiert sich dabei 
weitgehend an der Regelung der Weimarer Reichsverfas-
sung und an der dazu ergangenen Rechtsprechung. Dem-
nach können Religions- und Weltanschauungsgemein-
schaften beantragen, die Rechte einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts verliehen zu bekommen, wenn sie 1. 
durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die 
Gewähr der Dauer bieten, 2. rechtstreu sind und 3. ihren 
Sitz in Nordrhein-Westfalen haben.   
Die konkrete Art und Weise der Verleihung des Körper-
schaftsstatus durch Rechtsverordnung der Landesregie-
rung und nach Anhörung des zuständigen Ausschusses 

des Landtags ist allerdings auf Kritik gestoßen. Der Islam-
rat hat bspw. darauf hingewiesen, dass es bei einer Ver-
leihung durch Rechtsverordnung an ausreichenden 
Rechtsschutzmöglichkeiten mangele. Anders als bei einer 
Verleihung per Verwaltungsakt, gegen den die Anfech-
tungsklage und auch der einstweilige Rechtsschutz mög-
lich sind, sind die Rechtsschutzmöglichkeiten gegen legis-
lative Akte in der Tat eingeschränkter. 
 
Außerdem sieht das neue Gesetz vor, dass der Landtag 
die Erteilung der Körperschaftsrechte jederzeit von seiner 
Zustimmung abhängig machen kann. Dem Islamrat zufol-
ge birgt diese Regelung die Gefahr der „Politisierung des 
gesamten Verleihungsverfahrens – gerade bei Religions-
gemeinschaften, die immer wieder mit Vorurteilen zu 
kämpfen haben“. Der Islamrat argumentiert, dass sich der 
Anspruch auf Erteilung des Körperschaftsstatus allein 
nach verfassungsrechtlichen Vorgaben zu richten habe. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
stehe dem religiös-neutralen Staat nämlich kein inhaltli-
ches Prüfungsrecht bei der Frage zu, wer den Körper-
schaftsstatus verliehen bekommen kann und wer nicht. 
Der Landtag habe daher insoweit kein politisches Mandat.  
 
Kritisch wird auch die Regelung betrachtet, mit der einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts der Körperschafts-
status wieder aberkannt werden kann. Gemäß § 4 Abs. 1 
des neuen Körperschaftsstatusgesetzes können die Kör-
perschaftsrechte entzogen werden, wenn die Vorausset-
zungen der Erteilung von Anfang an nicht vorlagen oder 
diese nachträglich entfallen sind. Ein nachträglicher Ent-
zugsgrund sei insbesondere gegeben, wenn  
 

- die Gemeinschaft dies beantragt, 
 

http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/BMF_Schreiben_15.9.2014.pdf
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/BMF_Schreiben_15.9.2014.pdf
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/Nonprofitrecht_aktuell_08-2013.pdf
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- die Gemeinschaft nicht mehr die Eigenschaft ei-
ner Religions- und Weltanschauungsgemein-
schaft besitzt, 

 
- an der Rechtstreue der Gemeinschaft begründe-

te Zweifel bestehen, 
 
- die Gemeinschaft überschuldet oder zahlungsun-

fähig ist, 
 
- die Gemeinschaft seit drei Jahren handlungsun-

fähig ist, weil sie keine verfassungsmäßigen Ver-
treter hat,  

 
- oder die Gemeinschaft ihren Sitz ins Ausland 

verlegt hat. 

 
Gemäß Absatz drei der neuen Vorschrift kann der Status 
einer Körperschaft aber dann nicht entzogen werden, 
wenn die Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft 
bereits zu Zeiten der Weimarer Reichsverfassung Körper-
schaft des öffentlichen Rechts war. Gleiches gelte für 
deren Rechtsnachfolger. Genau an dieser Ausnahmereg-
lung entzündet sich die Kritik: Alle etablierten Religions-
gemeinschaften, die schon zu Zeiten der Weimarer 
Reichsverfassung als Körperschaften des öffentlichen 
Rechts anerkannt waren, bleiben – genauso wie ihre 
Rechtsnachfolger – von dem drohenden Entzug des Kö-
rerschaftsstatus unberührt. Dazu zählen laut Angaben des 
Bundesministeriums des Inneren die evangelische und die 
katholische Kirche, jüdische Gemeinden, die Baptisten und 
die Mennoniten. Für alle anderen Glaubensgemeinschaf-
ten – seien es muslimische oder buddhistische Gemein-
den, die Bahai oder die Zeugen Jehovas – bedeutet die 
Regelung eine ständige Bedrohung des Körperschaftssta-
tus. Das Gesetz schaffe damit, so die Kritik, Körperschaf-
ten zweiter Klasse. 

 
HINWEIS: Die vom Islamrat aufgebrachten Kritikpunkte zum 
neuen Gesetz verwundern nicht, stellen die Muslime doch 
die größte religiöse Minderheit in Nordrhein-Westfalen dar. 
Außerdem planen aktuell diverse muslimische Religions-
gemeinschaften, den Status als Körperschaft des öffentli-
chen Rechts zu beantragen. Sie sind daher besonders von 
dem Gesetz betroffen. Hinzu kommt, dass sich muslimi-
sche Organisationen – nicht zuletzt auch wegen der aktu-
ellen politischen Vorkommnisse rund um den „Islamischen 
Staat“ – häufig einem Generalverdacht ausgesetzt sehen, 
was ihre Verfassungstreue anbelangt. Auch unabhängig 
von den aktuellen politischen Entwicklungen befinden sich 
gewisse muslimische Vereinigungen – zu Recht oder zu 
Unrecht – bereits seit Jahren im Visier des Verfassungs-
schutzes. Vor diesem Hintergrund ist die Gefahr einer 
Politisierung des Verleihungsprozesses durch das neue 
Gesetz nicht von der Hand zu weisen.  

 
Zahlreiche Religionsgemeinschaften hatten übrigens noch 
(z.T. kurz) vor der Verabschiedung des neuen Gesetzes in 
Nordrhein-Westfalen einen Antrag auf Erteilung des Kör-
perschaftsstatus gestellt. Es bleibt nun abzuwarten, wie 
die Behörden mit diesen Anträgen umgehen werden, d.h. 
ob sie sie auf der Grundlage des neuen Rechts oder noch 
nach altem Recht behandeln. Die Option, neues Recht 
anzuwenden, hat sich die Staatskanzlei des Landes Nord-
rhein-Westfalens jedenfalls wahren wollen: Schon seit 
längerem ist dort die Bearbeitung zahlreicher Anträge 
zurückgestellt worden, um erst einmal die Verabschiedung 
des neuen Körperschaftsstatusgesetzes abzuwarten. 
 
 

 Gesetzesentwurf Landtag NRW, Drucksache 16/4151 
v. 08.10.2013 

 Stellungnahme des Islamrats für die Bundesrepublik 
Deutschland, Drucksache 16/1772 v. 19.05.2014 

 Beschlussempfehlung und Bericht zum Körpers-
chaftsstatusgesetz, Drucksache 16/6708 v. 
08.09.2014 

 

 
 

Änderung des Vereinszwecks nur 
einstimmig möglich  

 
 
 

Eine Änderung des satzungsmäßigen Vereinszwecks 
ist nur mit Zustimmung aller Vereinsmitglieder, auch 
der nicht in der Mitgliederversammlung anwesenden, 
möglich. Im Zweifel gilt das Einstimmigkeitserforder-
nis aber nur für diejenige Passage der Satzung, die 
den obersten Leitsatz der Vereinstätigkeit zum Aus-
druck bringt und mit dessen Abänderung nicht ge-
rechnet werden muss. Das hat das Oberlandesgericht 
(OLG) Zweibrücken mit Beschluss vom 4. Juli 2013 
entschieden.  
 

In dem entschiedenen Fall ging es um einen gemeinnützi-
gen Verein, der sich laut seiner ursprünglichen Satzung für 
den Zweck einsetzte, Geldmittel für die Innenrestaurierung 
einer im Jahr 1747 erbauten und als Kulturdenkmal einge-
stuften Pfarrkirche zu sammeln. Da die Innenrestaurierung 
zwischenzeitlich abgeschlossen worden war, stellte die 
Mitgliederversammlung fest, dass der Vereinszweck erfüllt 
sei. Es bestehe aber weiterhin ein großes Interesse an 
einem Förderverein für die Kirche, der sich um die Finan-
zierung weiterer notwendiger Investitionen kümmern solle. 
So beschloss der Verein, nicht nur seinen Namen entspre-
chend zu ändern, sondern auch den Satzungszweck um-
zugestalten. Neuer Vereinszweck sollte schlicht die Förde-
rung der Pfarrkirche sein.  
 

Diese Änderungen meldete der erste Vorsitzende beim 
Vereinsregister an. Die zuständige Rechtspflegerin bean-
standete aber, dass gemäß § 33 Abs. 1 Satz 2 BGB zur 
Änderung des Vereinszwecks die Zustimmung aller Mit-
glieder erforderlich sei, der Verein die Zweckänderung 
aber nur mit einer Dreiviertel-Mehrheit beschlossen habe.  
 

Das OLG Zweibrücken sah die Sache weniger streng. 
Nach Ansicht des OLG hatte der Verein seinen Vereins-
zweck nämlich gar nicht geändert. § 33 Abs. 1 Satz 2 BGB 
müsse eng ausgelegt werden. Im Zweifel sei daher nur 
derjenige enge Satzungsbestandteil der Vereinszweck im 
Sinne von § 33 Abs. 1 Satz 2 BGB, der den obersten 
Leitsatz für die Vereinstätigkeit zum Ausdruck bringt und 
mit dessen Abänderung kein Vereinsmitglied bei einem 
Beitritt zum Verein rechnen muss.   
 

Vor diesem Hintergrund sei die Zweckbestimmung des 
Pfarrkirchen-Vereins durch die Satzungsänderung lediglich 
erweitert, aber nicht grundlegend abgeändert worden. War 
zuvor lediglich die Innensanierung der Kirche der Zweck 
des Vereins, so sei dieser auf die Förderung der Pfarrkir-
che insgesamt erweitert worden, heißt es in dem Be-
schluss. Die Erweiterung des Vereinszwecks gehe zurück 
auf den Erfolg des Vereins und die Verwirklichung desur-
sprünglichen Vereinszwecks, wobei die Stoßrichtung der 
Fördertätigkeit – nämlich die Förderung der Pfarrkirche – 
 
 

http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/Gesetzesentwurf_Kooerperschaft.pdf
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/Gesetzesentwurf_Kooerperschaft.pdf
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/Stellungnahme_Islamrat.pdf
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/Stellungnahme_Islamrat.pdf
http://winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/Landtag_NRW_Beschlussempfehlung_08.09.2014_16-6708.pdf
http://winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/Landtag_NRW_Beschlussempfehlung_08.09.2014_16-6708.pdf
http://winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/Landtag_NRW_Beschlussempfehlung_08.09.2014_16-6708.pdf
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auch in Zukunft erhalten bleibe. Insofern könne keine 
Rede davon sein, dass mit der Satzungsänderung der 
Vereinscharakter abgeändert worden sei. Dementspre-
chend war gemäß § 33 Abs. 1 Satz 1 BGB eine Mehrheit 
von dreiviertel der abgegebenen Stimmen für die Sat-
zungsänderung notwendig, aber auch ausreichend. 

  
HINWEIS: Der Vereinszweck ist das Herzstück der Sat-
zung. Er bestimmt die Aufgaben und Ziele des Vereins 
und charakterisiert seine Ausrichtung, zum Beispiel als 
gemeinnützig. Nur wenn sich der Charakter ändert, der 
Verein also ein anderer wird, als er ursprünglich war, greift 
§ 33 Abs. 1 Satz 2 BGB: Alle Mitglieder müssen dieser 
Änderung dann zustimmen, auch die, die bei der Mitglie-
derversammlung nicht anwesend waren (auch wenn ein 
Verein eine seiner Unterabteilungen auflöst, kann sich die 
Frage stellen, ob dies den Vereinszweck ändert, siehe 
hierzu NPR 2013, 24).  
 
 
 

Die gesetzliche Vorgabe des § 33 Abs. 1 Satz 2 BGB ist 
allerdings gemäß § 40 Satz 1 BGB disponibel, durch eine 
geeignete Satzungsregelung kann daher von ihr abgewi-
chen werden. Bereits die Gründungssatzung des Vereins 
sollte daher ein niedrigeres Quorum als die Einstimmigkeit 
vorsehen – und zwar ausdrücklich in Bezug auf „Zweck-
änderungen“ (die in den meisten Satzungen enthaltenden 
Regelungen zur „Satzungsänderung“ genügen nicht!). 
Ansonsten besteht die Gefahr, mangels Einstimmigkeit 
echte Zweckänderungen nicht mehr vornehmen zu kön-
nen. Zur Vermeidung von Umgehungen ist eine nachträg-
liche Einfügung eines geringeren Mehrheitserfordernisses 
in die Satzung selbstverständlich ebenfalls nur einstimmig 
möglich.  
 
 

 OLG Zweibrücken, Beschluss v. 04.07.2013 – Az. 3 W 
68/13 

 
 

 
 

   

 

 

 

Folgende Artikel finden Sie in der Ausgabe 05/2014 der Zeitschrift für Stiftungs- und Vereinswesen 
(ZStV): 

 

STRATEGISCHES VERBANDSMANAGEMENT IM SPANNUNGSFELD ZWISCHEN EXTERNEN HERAUSFORDERUNGEN 

UND EIGENEN VERBANDSZIELEN  

   - Eva Lingen, Düsseldorf 

Der Beitrag befasst sich mit der Frage der strategischen Ausrichtung von Verbänden vor dem Hintergrund sich ändernder 
Rahmenbedingungen. Vereine und Verbände stellen historisch und strukturell die bedeutendste Organisationsform bür-
gerschaftlichen Engagements und organisierter Interessensvertretung dar. Sie sind wesentliche Akteure im demokrati-
schen Willensbildungsprozess. Ihr Handeln sollte deshalb strategisch auf gestalterische Mitwirkung des Gemeinwesens 
ausgerichtet sein. Die nachfolgenden Ausführungen gehen der Frage nach, welche strategischen Anforderungen an Ver-
eine und Verbände zu stellen sind, um diesem Anspruch gerecht zu werden. Dabei wird der Versuch unternommen, auf 
Grundlage aktueller Entwicklungen am Beispiel der organisierten Freien Bildung zu illustrieren, wie die Übernahme gesell-
schaftlicher Verantwortung durch Verbände gelingen kann. 
 

DER GLEICHBEHANDLUNGSGRUNDSATZ IM VEREINSRECHT 

   - Martin Schöpflin, Hildesheim 

Der Gleichbehandlungsgrundsatz ist ein allgemeiner Grundsatz des Vereinsrechts. Als Schutzrecht hat er Bedeutung für 
die Satzungen, aber auch für die Handlungen der Vereinsorgane, die einzelne Mitglieder nicht benachteiligen dürfen. Eine 
spezielle Regelung ist das Diskriminierungsverbot des AGG, dessen Reichweite für das Vereinsrecht zu bestimmen ist. 
Der Beitrag behandelt diese Fragen und geht auch auf Beispiele sowie die Rechtsfolgen von Gleichheitsverstößen ein. 
 

DAS INTERNE KONTROLLSYSTEM DER STIFTUNG  

– ZUGLEICH ANMERKUNGEN ZU OLG OLDENBURG, URTEIL VOM 8. NOVEMBER 2013 – 6 U 50/13 

    - Claus Koss, Regensburg 

Die Einrichtung eines Internen Kontrollsystems ist sowohl im Interesse der Stiftung als auch unter Fürsorgegesichtspunk-
ten in der Stiftungsverwaltung unerlässlich. Vor diesem Hintergrund nimmt der folgende Beitrag das von Weidlich/Foppe, 
ZStV 3/2014, 100ff. besprochene Urteil des OLG Oldenburg zum Anlass, Präventionsgesichtspunkte in den Fokus der Be-
trachtung zu stellen, um im Anschluss an Graewe, ZStV 3/2014, 103ff. anhand des entschiedenen Falles aufzuzeigen, wie 
unberechtigte Vermögensabflüsse und risikoreiche Geschäfte verhindert oder zumindest frühzeitig erkannt werden kön-

http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/Nonprofitrecht_aktuell_04-2013.pdf
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/OLG_Zweibruecken__Beschluss_v._04.07.2013_-_Az._3_W_68-13.pdf
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/NewsletterPDFs/nonprofitrecht/2014/Volltexte/Oktober/OLG_Zweibruecken__Beschluss_v._04.07.2013_-_Az._3_W_68-13.pdf
http://www.zstv.nomos.de/archiv/2014/heft-5/
http://www.zstv.nomos.de/archiv/2014/heft-5/
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nen. Eine aus Sicht eines Steuerberaters und Wirtschaftsprüfers vorgeschlagene Arbeitshilfe soll ausgehend vom ent-
schiedenen Fall dem Stiftungsvorstand oder dessen Berater Handlungsanweisungen dafür geben, in der Praxis zielfüh-
rende Fragen zu stellen. 
 

GRENZÜBERSCHREITENDE PHILANTHROPIE: EIN ZUKUNFTSTHEMA - DIE ENTWICKLUNG DES NETZWERKS 

TRANSNATIONAL GIVING EUROPE 

   - Rupert Graf Strachwitz/Gerit Mia Bunge, Berlin 

Im ersten Halbjahr 2014 wurde aus Deutschland dreimal so viel über das Netzwerk TRANSNATIONAL GIVING EUROPE 
(TGE)1 ins Ausland gespendet wie im gleichen Zeitraum des Vorjahres. In anderen europäischen Ländern ist es ähnlich. 
Die Europäisierung der Lebenswelt der Bürgerinnen und Bürger, macht, so wird offenkundig, auch vor der Philanthropie 
nicht halt. Der Zuwachs an Cross-Border-Philanthropy ist nicht zuletzt dem Netzwerk zu verdanken, das sich darauf spezi-
alisiert hat, internationales Spenden zu vereinfachen, durch Hilfestellung zu ermöglichen und bekannter zu machen. 
 

FÖRDERUNG DER WISSENSCHAFT – DIE CARL-ZEISS-STIFTUNG UND IHR HISTORISCHER AUFTRAG 

   - Klaus Herberger, Stuttgart 

Im Juni 2010 riefen Bill Gates und Warren Buffet ihre amerikanischen Milliardärskollegen auf, die Hälfte ihres Vermögens 
für wohltätige Zwecke einzusetzen. Sprachlos und vielleicht auch mit ein bisschen Neid nahm der Rest der Welt diese Ini-
tiative zur Kenntnis. Wohltätigkeit hat in den Vereinigten Staaten eine lange Tradition, das aber auch vor dem Hintergrund 
eines etwas anderen Staatsverständnisses und -damit verbunden- einer eher niedrigen Steuerquote. Auch in Deutschland 
gibt es eine beeindruckende Fördertradition, die sich allerdings nicht so sehr aus Superreichtum speist und deshalb viel-
leicht nicht ganz so glamourös ist.  
Eine der Stiftungen, die im 20. Jahrhundert einen nicht ganz unerheblichen Beitrag zur gesellschaftlichen Entwicklung in 
Deutschland geleistet haben, ist die Carl-Zeiss-Stiftung, die am 19. Mai 2014 in Jena ihr 125- jähriges Jubiläum feiern 
konnte. Bis 2004 war die Stiftung identisch mit den beiden international aufgestellten Stiftungsunternehmen Carl Zeiss und 
SCHOTT, deren wirtschaftlicher Erfolg jedoch nicht einzelnen Personen zu Gute kommt, sondern für ganz unterschiedliche 
Stiftungszwecke eingesetzt wird. Der nachfolgende Beitrag beschränkt sich auf den Stiftungszweck „Wissenschaftsförde-
rung“. 
 

 

 
 

VERANSTALTUNGSHINWEISE 

 
 

 

VERANSTALTUNGEN VON UND MIT WINHELLER 
 

SEMINAR "GEMEINNÜTZIGKEITSRECHT: VEREIN, STIFTUNG, GGMBH, GEMEINNÜTZIGE GENOSSENSCHAFT" 

Rechtsanwalt Stefan Winheller vermittelt im Seminar "Gemeinnützigkeitsrecht: Verein, Stiftung, gGmbH, gemeinnützige 
Genossenschaft" der Steuer-Fachschule Dr. Endriss am 24.10.2014 in München Grundlagen des Gemeinnützigkeits-
rechts. Die Teilnehmer lernen z.B. die wichtigsten Aspekte des (Steuer-)Rechts der geläufigen Rechtsformen des NPO-
Sektors kennen und erhalten einen fundierten Überblick über die neuesten Entwicklungen im Gemeinnützigkeits- und Spen-
denrecht sowie zu aktuellen Entscheidungen aus Rechtsprechung und Finanzverwaltung. Sie erfahren, wie Ein- und Ausga-
ben auf die verschiedenen steuerlichen Sphären einer NPO zu verteilen und welche Möglichkeiten der Steuergestaltung 
denkbar sind. 
  
Das Praxis-Seminar ist für Steuerberater, Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer, Fachkräfte des Rechnungswesens, Dienstleister 
gemeinnütziger Organisationen, Vertreter gemeinnütziger Körperschaften sowie Mitarbeiter aus der öffentlichen Verwaltung 
konzipiert. 
  
Sehr zufriedene Teilnehmer: Die Teilnehmer der Veranstaltungen 2012/2013 bewerteten das Seminar und insbesondere 
den Referenten mit "Sehr gut (1,4)". 
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HINWEIS: Wenn Sie sich über uns (info@winheller.com, Betreff: „Seminar Gemeinnützigkeitsrecht“) formlos anmelden, 
gewährt Ihnen die Steuer-Fachschule übrigens einen Rabatt von 10% auf die Teilnahmegebühr! 
  
Weitere Termine: Frankfurt am Main 17.11.2014, Berlin 21.11.2014, Dortmund 8.12.2014 
 
Weitere Informationen 

 
 

WEBINAR: SELBSTANZEIGE - DIE VERSCHÄRFUNGEN ZUM 1.1.2015 UND IHRE FOLGEN 

Jetzt steht es fest! Zum 1.1.2015 werden die Kriterien für eine strafbefreiende Selbstanzeige deutlich verschärft. Welche 
Verjährungsfristen gelten ab 2015? Wann ist die Selbstanzeige vollständig? Was ändert sich beim Strafzuschlag? Diese und 
weitere Fragen wird Rechtsanwalt Dirk Pohl am 4.11.2014 im Webinar "Selbstanzeige: Die Verschärfungen zum 1.1.2015 
und ihre Folgen" beantworten. Start des an Praktiker und Betroffene gerichteten Webinars (auch Verwantwortliche von 
NPOs können übrigens betroffen sein!)  ist 15:00 Uhr. Fragen können dabei direkt und live an den Experten gestellt werden. 
 
Weitere Informationen und  Anmeldung 

 
 

SEMINAR "DIE UMWANDLUNG VOM E.V. ZUR GGMBH – WIE KOMME ICH RAUS AUS DER FALSCHEN RECHTSFORM 

DES E.V.?" 

Rechtsanwältin Anka Hakert wird im Seminar "Die Umwandlung vom e.V. zur gGmbH - Wie komme ich raus aus der 
falschen Rechtsform des e.V.?" am 27.11.2014 in Berlin die gemeinnützige GmbH als alternative Rechtsform zum Verein 
vorstellen.  

Anmeldung und weitere  Informationen 

 

SEMINAR "VEREINSRECHT UPDATE" 

Im Seminar "Vereinsrecht update" der NPO Akademie in Berlin informiert Rechtsanwältin Anka Hakert am 1.12.2014 
Mitarbeiter und Verantwortliche in Vereinen über aktuelle Entwicklungen im Vereinsrecht. Die Teilnehmer bekommen u.a. 
Antworten auf folgende Fragen: Wie können wir den Vereinsalltag in professioneller Weise rechtssicher gestalten? Welche 
aktuellen Entwicklungen in Rechtsprechung und Gesetzgebung gibt es? Was ist neu? Was hat z.B. das Ehrenamtsstär-
kungsgesetz gebracht? 

 
Weitere Informationen 
 

 
EXTERNE VERANSTALTUNGEN 
 
 

Stiftungstage/Fundraisingtage 
 

7. LIECHTENSTEINISCHER STIFTUNGSRECHTSTAG 

Am 22. Oktober 2014 veranstaltet der Lehrstuhl für Gesellschafts‐, Stiftungs‐ und Trustrecht der Universität Liechtenstein 
den 7. Liechtensteinischen Stiftungsrechtstag zum Thema „Universität Liechtenstein: Neues Stiftungsrecht – Eine Bi-
lanz nach 5 Jahren“. Im Fokus stehen die Entwicklungstendenzen in den Bereichen der Unternehmensträgerschaft, Haf-
tung, Anerkennung und Philanthropie. 
 
Weitere Informationen und Kontakt 
 
 

SCHWEIZER STIFTUNGSTAG 2014 

Am 13. November 2014 findet im Kulturcasino Bern unter dem Motto „Steigende Anforderungen, knappe Budgets: Stif-
tungen und NPO wirksam und kostenbewusst führen“ der Schweizer Stiftungstag 2014 statt. Die Veranstaltung wird von 
proFonds, dem Dachverband gemeinnütziger Stiftungen der Schweiz, ausgerichtet. 
 
Weitere Informationen und Kontakt 
 
 

 

http://www.endriss.de/seminare/seminare-gemeinnuetzigkeitsrecht/gemeinnuetzigkeitsrecht-verein-stiftung-ggmbh-und-eg/
https://www.bfd.de/bfd-akademie/?tx_trainingdates_pi1%5Bshow%5D=284&cHash=d61d280a3efba0531d3a2029d6ce4ef2
http://www.winheller.com/fileadmin/redaktion/Veranstaltungen/anmeldeformular_20.11.2014.pdf
mailto:info@vkmk.de
http://www.npo-akademie.de/index.php/kurs_detail/events/vereinsrecht-update-aktuelle-entwicklungen-in-rechtsprechung-und-gesetzgebung.html
http://www.npo-akademie.de/index.php/kurs_detail/events/vereinsrecht-update-aktuelle-entwicklungen-in-rechtsprechung-und-gesetzgebung.html
http://www.uni.li/Weiterbildung/Weiterbildungsprogramme/Recht/Stiftungsrechtstag/tabid/1137/language/de-CH/Default.aspx
mailto:stiftungsrecht@%20uni.li
http://www.profonds.org/
mailto:info@profonds.org
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Tagungen/Kongresse 
 

18. ZEV-JAHRESTAGUNG 

Auf der 18. ZEV-Jahrestagung vom 24.-25. Oktober 2014  im Hotel „Vier Jahreszeiten Kempinski“ in München treffen sich 
die Top-Experten aus dem „Who is Who“ im Bereich Erbrecht und Vermögensnachfolge.  
Es erwarten Sie spannende Fachvorträge und Diskussionen, die gerade für Sie als Praktiker von erheblicher Bedeutung 
sind. Erhalten Sie wertvolle Informationen rund um die aktuellen Entwicklungen im Erbrecht sowie im Erbschaft-/Schenkung- 
und Ertragsteuerrecht. Erfahren Sie alles über die Neuausrichtung der Erbschaftsteuer infolge der Entscheidung des 
BVerfG, Stiftungsersatzformen, Bedingungen in Verfügungen von Todes wegen, die Stellung des Minderjährigen im Erbfall 
oder die Brennpunkte bei Erbfällen mit Bezug zu Spanien.  
Die ZEV-Jahrestagung gibt Ihnen einen umfassenden Überblick über die gegenwärtigen Entwicklungen. Profitieren Sie von 
interessanten Themen, kompetenten Referenten, anregenden Gesprächen sowie einer angenehmen Atmosphäre. 
 
Weitere Informationen und Kontakt 
 
 

FACHTAG VEREINE UND GEMEINNÜTZIGKEIT 

Am 22. November 2014 veranstaltet der Bundeverband der Vereine und Verbände zusammen mit dem Bildungsnetzwerk in 
Frankfurt am Main den Fachtag „Vereine und Gemeinnützigkeit“. Im Mittelpunkt werden aktuelle Rechts- und Steuerfra-
gen stehen wie der Mindestlohn bei Vereinen und gemeinnützigen  
Einrichtungen, inwieweit die neue Lebensmittelinformationsverordnung auch für Vereine relevant ist, die neuen Regelungen 
zu zeitnaher Mittelverwendung und Rücklagen, der Verlust der Rechtsfähigkeit bei wirtschaftlicher Betätigung sowie der 
Anpassungsbedarf bei Satzungen durch gesetzliche Änderungen. 
 
Weitere Informationen und Kontakt 
 
 

Workshops, Seminare, Weiterbildungen 
 

SEMINAR: „GESTALTUNG UND ANALYSE VON JAHRESABSCHLÜSSEN“ 

Am 29. Oktober 2014 veranstaltet die Deutsche StiftungsAkademie in Bonn ein Seminar zur „Gestaltung und Analyse von 
Jahresabschlüssen“. Für den Jahresabschluss einer gemeinnützigen Stiftung bedarf es umfangreicher Spezialkenntnisse. 
In diesem Seminar werden Sie systematisch an diese Materie herangeführt. Anhand anschaulicher Praxisbeispiele gewin-
nen Sie Sicherheit in den wesentlichen Bilanzierungs- und Bewertungsfragen und können so Ihren Jahresabschluss kompe-
tent und ordnungsgemäß gestalten und analysieren. Zudem entwickeln Sie Ihr persönliches „Frühwarnsystem“ 
für Chancen und Risiken. Das Seminar unterstützt Sie dabei, die vorhandenen Gestaltungsmittel für Ihren Jahresabschluss 
prüfungssicher zu nutzen. 
 
Weitere Informationen und Kontakt 
 

SEMINAR: „VEREINSRECHT AKTUELL - SATZUNGSAKTUALISIERUNG UND RECHTSSICHERE DURCHFÜHRUNG VON 

MITGLIEDERVERSAMMLUNGEN“ 

Vom 5. bis 6. November 2014 findet in Berlin ein Seminar zum Thema „Vereinsrecht aktuell“ statt. In diesem Seminar 
wird die zeitgemäße und rechtsgültige Satzung vorgestellt und besprochen. Als zweiter Schwerpunkt wird die Durchführung 
einer Mitgliederversammlung exemplarisch durchgespielt. Viele Fallstricke sind zu beachten, beispielsweise Einladung, 
Teilnahmerecht, Tagesordnungspunkte, Versammlungsleitung, Protokollführung, Abstimmungen, Mehrheiten und Vereins-
register. Die Veranstaltung richtet sich an Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer und Mitarbeiter von Vereinen. Sie werden 
gebeten, ihre Satzung mitzubringen. 
 
Weitere Informationen und Kontakt 
 

SEMINAR: „BASISWISSEN STIFTUNG – RECHNUNGSLEGUNG“ 

Am 18. November 2014 veranstaltet die Deutsche StiftungsAkademie in Bonn ein Seminar zu „Basiswissen Stiftung – 
Rechnungslegung“. Wie auch für Wirtschaftsunternehmen ist für Stiftungen und andere gemeinnützige Organisationen eine 
aussagekräftige und nachvollziehbare Rechnungslegung von zentraler Bedeutung. Wie können die stiftungsrechtlichen 
Grundpflichten der Erhaltung des Stiftungsvermögens und der Verwendung der Stiftungsmittel für die satzungsgemäße 
Zwecke in der Rechnungslegung abgebildet werden? Diese Frage stellen sich Stiftungen immer wieder. Im Rahmen der 
Veranstaltung werden die Möglichkeiten und Grundsätze der Rechnungslegung für Stiftungen vorgestellt sowie Entschei-
dungshilfen und praktische Hinweise gegeben. Des Weiteren werden die Änderungen durch das Gesetz zur Stärkung des 
Ehrenamtes aufgegriffen und erläutert. 
 
Weitere Informationen und Kontakt 

http://www.beck-seminare.de/Seminare-18-ZEV-Jahrestagung-2014_2015/seminar.aspx?semid=947
mailto:seminare@beck.de
http://www.bnve.de/Fachtag_FfM_Nov_2014.pdf
mailto:bnve@bnve.de
http://www.http/www.stiftungsakademie.de/stiftungsakademie/veranstaltungen/seminare/nachhaltige-kapitalanlage.html.de/
mailto:andrea.rudolph@stiftungen.org
http://www.kbw.de/
mailto:info@kbw.de
http://www.stiftungsakademie.de/stiftungsakademie/veranstaltungen/seminare/basiswissen-rechnung.html
mailto:andrea.rudolph@stiftungen.org

